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Über das Einkommen der Einzelhandwerker, die 
normativ besteuert werden, ist Auskunft bei der 
Handwerkskammer einzuholen oder — wenn er­
forderlich — ein Gutachten von einem Büro für 
Wirtschaftsprüfung zusätzlich beizuziehen.

C. Der Reingewinn buchhaltungspflichtiger Ge­
werbe- und Handwerksbetriebe ist bei der 
Unterabteilung Abgaben der Räte der Kreise zu 
erfragen. In bestimmten Fällen kann es notwen­
dig sein, ein Büro für Wirtschaftsprüfung zu­
sätzlich mit der Einkommensermittlung zu be­
auftragen. Entsprechend ist hinsichtlich der Ein­
künfte freischaffend Tätiger zu verfahren. Ihre 
persönliche Vernehmung kann ebenfalls zur Klä­
rung der wirtschaftlichen Verhältnisse beitragen.

Von diesen Regeln soll nur in besonders zu begrün­
denden Ausnahmefällen abgewichen werden.

5. a) Das Einkommen des sorgeberechtigten Elternteils, 
das zur Einschätzung der wirtschaftlichen Ge­
samtlage aller Prozeßbeteiligten mit festgestellt 
und im Urteil oder Vergleich angeführt werden 
sollte, ist nur in den Ausnahmefällen nach diesen 
Grundsätzen zu ermitteln, wenn eine Ermäßigung 
des Beitrages des Unterhaltsverpflichteten unter 
den Normalsatz in Betracht kommt (Abschn. I 
dieser Richtlinie). Andernfalls reicht eine einfache 
Bescheinigung über Brutto- und Nettoeinkom­
men der letzten vier Monate aus.

b) Aus der Unterhaitisentscheidung oder -Verein­
barung muß einwandfrei ersichtlich sein, welches 
Gesamtnettoeinkommen der Verpflichtete hat, 
welche Bezüge nicht oder nur teilweise berück­
sichtigt wurden und von welchem anrechnungs- 
fähigen Nettoeinkommen bei der Unterhaltsfest­
setzung ausgegangen worden ist. Hierdurch ge­
winnt das Urteil oder der Vergleich an Über­
zeugungskraft und bildet zugleich eine einwand­
freie Grundlage für mögliche spätere Abände­
rungsklagen.

IV.

Grundsätze für die Berücksichtigung der in der Person 
des Kindes liegenden Umstände

Es ist notwendig und im Interesse einer einheitlichen 
Rechtsprechung geboten, bei Vorliegen gleicher wirt­
schaftlicher Verhältnisse der Verpflichteten und dem­
zufolge gleichen Bedarfs der Berechtigten auch gleiche 
Unterhaltssätze festzulegen. Im allgemeinen ist also 
von einem einheitlichen Unterhaltsbedarf der Kinder 
auszugehen, deren Eltern unter gleichartigen wirtschaft­
lichen Verhältnissen leben. Die Art der Lebensführung, 
wie sie sich nach individueller Auffassung gestaltet, ist 
unberücksichtigt zu lassen.

1. Der Unterhaltsbedarf ist bis zur wirtschaftlichen 
Selbständigkeit der Kinder nicht gleichbleibend, 
sondern wird mit zunehmendem Alter größer. Nach 
Vollendung des 12. Lebensjahres nähert er sich dem 
Unterhaltsbedarf Erwachsener. Die Deckung dieses 
altersmäßig bedingten höheren Bedarfs ist nicht in 
der gebotenen Weise gesichert, wenn entsprechend 
der bisherigen Rechtsprechung des Obersten Ge­

richts — 1 ZzF 10/59 —, Urteil vom 14. April 1959, 
„Neue Justiz“ 1959 S. 718 — von vornherein für die 
gesamte Zeit der Unterhaltsverpflichtung gleich- 
bleibende Unlerhaltsbeträge festgelegt werden. Des­
halb vvird die bisher vertretene Auffassung des 
Obersten Gerichts, gleichbleibende undifferenzierte 
Unterhaltsbeträge von Geburt bis zur wirtschaft­
lichen Selbständigkeit festzulegen, aufgegeben.

Gleichwohl wird an dem der bisherigen Recht­
sprechung des Obersten Gerichts innewohnenden 
Gedanken, von vornherein endgültige, einfache und 
leicht verständliche Regelungen zu treffen, festge­
halten. So wird auf eine nach mehreren Lebensab­
schnitten orientierte Differenzierung verzichtet und 
lediglich eine einmalige Staffelung vorgesehen. Die 
Festsetzung der Unterhaltsbeträge ist zweckmäßi­
gerweise nach zwei Altersgruppen zu staffeln, und 
zwar bis zum vollendeten 12. Lebensjahr und vom
13. Lebensjahr bis zur wirtschaftlichen Selbständig­
keit. In den Urteilen und Vereinbarungen sind von 
vornherein — soweit erforderlich — unterschiedliche 
Beträge festzulegen, um allein auf höheres Alter der 
Berechtigten gestützte Abänderungsklagen zu ver­
meiden. Ändern sich die Verhältnisse aus anderen 
Gründen im Sinne des § 323 ZPO, so sind im Falle 
der Abänderungsklage die Unterhaltsbeträge ent­
sprechend dem Prinzip der Staffelung neu festzu­
setzen.

2. Außer dieser altersmäßigen Staffelung kann es in 
Einzelfällen andere Umstände geben, die eine 
weitergehende Differenzierung rechtfertigen. Sie 
kann sich aus der Ausbildung, Erziehung oder Ge­
sunderhaltung der Kinder ergeben.

3. Haben unlerhaltsberechtigte Kinder eigene Ein­
künfte, können sie unter bestimmten Voraussetzun­
gen zur Deckung ihres Unterhaltsbedarfs beitragen. 
Es ist aber zu berücksichtigen, daß sie sich auf die 
Ausübung einer eigenverantwortlichen beruflichen 
Arbeit vorbereiten, um eine gesicherte wirtschaft­
liche Selbständigkeit zu erlangen, und sich da­
durch ihr Lebensbedarf nicht unwesentlich erhöht. 
Inwieweit neben den Einkünften der Berechtigten zur 
Deckung ihres gesamten Lebensbedarfs noch Unter­
haltsleistungen der Eltern erforderlich sind, richtet 
sich nach den wirtschaftlichen Verhältnissen der 
Verpflichteten, weil von ihnen auch in diesen Fällen 
die Höhe des Lebensbedarfs der Kinder mit be­
stimmt wird. Über die Leistung eines Unterhalts­
beitrages ist daher unter Berücksichtigung der ge­
gebenen Umstände von Fall zu Fall differenziert zu 
entscheiden. Dabei ist darauf zu achten, daß geringe 
Einkünfte, wie sie z. B. Schüler der oberen Klassen 
der polytechnischen und erweiterten Oberschule nach 
der Verordnung vom 3. November 1964 über Ent­
gelt und Versicherungsschutz für Oberschüler wäh­
rend der beruflichen Ausbildung (GBl. II S. 887) er­
halten, den Berechtigten insgesamt oder doch zum 
wesentlichen Teil verbleiben müssen und auf die 
Unterhallssätze nur ausnahmsweise Einfluß haben 
können.

Haben jedoch die Unterhaltsberechligten, insbe­
sondere Studenten und Lehrlinge, höhere Bezüge, so 
sind sie je nach den wirtschaftlichen Verhältnissen 
der Verpflichteten als wirtschaftlich selbständig an­
zusehen oder können nur einen angemessenen Unter­
haltszuschuß verlangen. An der bisherigen Rechts-


